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Deutscher 
Caritasverband e.V.   

BK 2/2024  
 
Beschluss 
der Bundeskommission  
am 20. Juni 2024 in Köln  
 
 
 

 
 

Änderung in § 19 AT AVR  
 

A. 
 

Beschlusstext: 
 
 
 

I. Neufassung des § 19 Abs. 2a AT AVR 
 

§ 19 Abs. 2a AT AVR wird mit Wirkung vom 1. Juli 2024 wie folgt gefasst: 
 

„(2a) 1Der Mitarbeiter, der beabsichtigt, eine Altersrente im Sinne des § 33 Abs. 2 
SGB VI für einen Zeitpunkt zu beantragen, in dem er die Regelaltersgrenze (§ 35 
Satz 2 SGB VI i.V.m. § 235 SGB VI) noch nicht erreicht, und deswegen sein Dienst-
verhältnis beenden will, kann von seinem Dienstgeber verlangen, dass er mit dem 
Mitarbeiter die Inhalte eines Auflösungsvertrages, insbesondere den Beendigungs-
zeitpunkt, erörtert mit dem Ziel, dass ein Auflösungsvertrag abgeschlossen wird. 
2Macht der Mitarbeiter hierzu einen Vorschlag, hat der Dienstgeber zu diesem Vor-
schlag zeitnah Stellung zu nehmen.“ 

 
 
II. Inkrafttreten 
 

Die Änderung tritt zum 1. Juli 2024 in Kraft. 
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B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

 
Mit dem 8. SGB IV-Änderungsgesetz wurden die in den zuvor in §§ 34 Abs. 2 ff i.V.m. § 42 Abs. 
2 SGB VI geregelten Hinzuverdienstgrenzen für den Bezug von Altersrenten nach § 33 Abs. 2 
SGB VI vollständig gestrichen. Ab dem 1. Januar 2023 ist sowohl der Bezug von Altersrenten in 
Form von Voll- als auch von Teilrenten auch vor dem Erreichen der Regelaltersgrenze möglich, 
ohne dass ein Hinzuverdienst angerechnet wird. Dies gilt allerdings nur, soweit überhaupt die 
Zugangsvoraussetzungen zu einer solchen in § 33 Abs. 2 SGB VI genannten Altersrente beste-
hen. 
 
§ 19 Abs. 2a AT AVR in seiner bisherigen Fassung war auf die vorherige Rechtslage bei Hinzu-
verdienstgrenzen hin formuliert. Letztere ist aber zum 1. Januar 2023 weggefallen. Dadurch kann 
auch mit Bezug einer vollen oder teilweisen Altersrente ohne Änderung weitergearbeitet und ei-
ne ungekürzte Altersrente bezogen werden. Anders als für die in § 18 AT AVR geregelte Er-
werbsminderungsrente bedarf es also dieser engen Anbindung an den Hinzuverdienst nicht 
mehr. 
 
Den Fällen, in denen der Mitarbeiter das Dienstverhältnis wegen der Altersrente vor Erreichen 
der Regelaltersgrenze beenden möchte, trägt die Neufassung des § 19 Absatz 2a AT AVR Rech-
nung. 
 
Im Rahmen der Vertragsfreiheit und gem. § 19 Absatz 2 AT AVR kann jederzeit, unabhängig ob 
Voll- oder Teilrente, ein Auflösungsvertrag geschlossen werden. Möchte eine Partei das Dienst-
verhältnis beenden, jedoch kommt kein Auflösungsvertrag zustande, gelten die Kündigungsfris-
ten. Möchte der Mitarbeiter in den o.g. Fällen das Dienstverhältnis früher beenden, sieht die Neu-
fassung des § 19 Absatz 2a AT AVR eine Erörterungspflicht bezüglich eines Auflösungsvertrages 
für den Dienstgeber vor mit dem Ziel, dass ein solcher abgeschlossen wird. Macht der Mitarbeiter 
einen Vorschlag zu den Inhalten eines Auflösungsvertrages, hat der Dienstgeber außerdem zu 
diesem Vorschlag zeitnah Stellung zu nehmen.  
 
Damit kann der Mitarbeiter auf einer sicheren Grundlage bzgl. der Beendigung des Dienstver-
hältnisses die Entscheidung zur Stellung des Rentenantrages treffen. 
 
 

§ 19 Abs. 2a AT AVR alte Fassung § 19 Abs. 2a AT AVR neue Fassung 

(2a) 1Beantragt der Mitarbeiter eine Alters-
rente im Sinne des § 33 Abs. 2 SGB VI für ei-
nen Zeitpunkt, in dem er die Regelalters-
grenze (§ 35 Satz 2 SGB VI i.V.m. § 235 
SGB VI) noch nicht erreicht, soll er dem 
Dienstgeber die Antragstellung rechtzeitig 
anzeigen. 2In diesem Fall soll das Dienstver-
hältnis mit dem Ablauf des Tages vor dem in 
dem Rentenbescheid des Rentenversiche-
rungsträgers der gesetzlichen Rentenversi-
cherung festgestellten Tag des Rentenbe-
ginns durch Abschluss eines Auflösungsver-
trages beendet werden. 3Erfolgt die Gewäh-
rung der Rente durch den Träger der Ren-
tenversicherung rückwirkend, soll das Dienst-
verhältnis durch Auflösungsvertrag zum Mo-
natsletzten des Monats des Zugang des 
Rentenbescheids beendet werden. 4Hat der 

„(2a) 1Der Mitarbeiter, der beabsichtigt, eine 
Altersrente im Sinne des § 33 Abs. 2 SGB VI 
für einen Zeitpunkt zu beantragen, in dem er 
die Regelaltersgrenze (§ 35 Satz 2 SGB VI 
i.V.m. § 235 SGB VI) noch nicht erreicht, und 
deswegen sein Dienstverhältnis beenden 
will, kann von seinem Dienstgeber verlangen, 
dass er mit dem Mitarbeiter die Möglichkeiten 
eines Auflösungsvertrages erörtert. 2Macht 
der Mitarbeiter hierzu einen Vorschlag, hat 
der Dienstgeber zu diesem Vorschlag zeit-
nah Stellung zu nehmen.“ 
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Mitarbeiter eine Teilrente i.S.d. § 42 Abs. 2 
SGB VI beantragt oder soll eine Teilrente 
durch Hinzuverdienstanrechnung i.S.d. § 34 
Abs. 2f. SGB VI erreicht werden, kann auf 
Antrag des Mitarbeiters, sofern die Hinzuver-
dienstgrenzen ansonsten überschritten wür-
den, statt einer Beendigung des Dienstver-
hältnisses eine Verringerung der Arbeitszeit 
vereinbart werden. 

 
 

C. 
 

Beschlusskompetenz 
 
 
Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 
1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestand-
teile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im 
Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 
* * * 

 
Köln, den 20. Juni 2024 
 
 
 
gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


